
Neuntes Buch des Sozialgesetzbuchs 
Übergangsvorschriften für das Jahr 2017 

Die Änderungen, die am 30.12.2016 in Kraft getreten sind, sind in Rot geschrieben! 

Änderungen, die erst am 01.01.2018 in Kraft treten, sind hier nicht aufgeführt! Die 
künftige Nummernfolge der Paragrafen des Bundesteilhabegesetzes in seiner ab dem 
Jahr 2018 geltenden Fassung ist deshalb hier nicht berücksichtigt.  

-Auszug der Änderungen-

§ 69 Feststellung der Behinderung, Ausweise

(1) Auf Antrag des behinderten Menschen stellen die für die Durchführung des
Bundesversorgungsgesetzes zuständigen Behörden das Vorliegen einer Behinderung und
den Grad der Behinderung zum Zeitpunkt der Antragstellung fest. Auf Antrag kann
festgestellt werden, dass ein Grad der Behinderung oder gesundheitliche Merkmale bereits
zu einem früheren Zeitpunkt vorgelegen haben, wenn dafür ein besonderes Interesse
glaubhaft gemacht wird. Beantragt eine erwerbstätige Person die Feststellung der
Eigenschaft als schwerbehinderter Mensch (§ 2 Abs. 2), gelten die in § 14 Abs. 2 Satz 2 und
4 sowie Abs. 5 Satz 2 und 5 genannten Fristen sowie § 60 Abs. 1 des Ersten Buches
entsprechend. Das Gesetz über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung ist
entsprechend anzuwenden, soweit nicht das Zehnte Buch Anwendung findet. Die
Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft werden als Grad der
Behinderung nach Zehnergraden abgestuft festgestellt. Eine Feststellung ist nur zu treffen,
wenn ein Grad der Behinderung von wenigstens 20 vorliegt. Durch Landesrecht kann die
Zuständigkeit abweichend von Satz 1 geregelt werden.

(2) Feststellungen nach Absatz 1 sind nicht zu treffen, wenn eine Feststellung über das
Vorliegen einer Behinderung und den Grad einer auf ihr beruhenden Erwerbsminderung
schon in einem Rentenbescheid, einer entsprechenden Verwaltungs- oder
Gerichtsentscheidung oder einer vorläufigen Bescheinigung der für diese Entscheidungen
zuständigen Dienststellen getroffen worden ist, es sei denn, dass der behinderte Mensch ein
Interesse an anderweitiger Feststellung nach Absatz 1 glaubhaft macht. Eine Feststellung
nach Satz 1 gilt zugleich als Feststellung des Grades der Behinderung.

(3) Liegen mehrere Beeinträchtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft vor, so
wird der Grad der Behinderung nach den Auswirkungen der Beeinträchtigungen in ihrer
Gesamtheit unter Berücksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Für diese
Entscheidung gilt Absatz 1, es sei denn, dass in einer Entscheidung nach Absatz 2 eine
Gesamtbeurteilung bereits getroffen worden ist.

(4) Sind neben dem Vorliegen der Behinderung weitere gesundheitliche Merkmale
Voraussetzung für die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen, so treffen die
zuständigen Behörden die erforderlichen Feststellungen im Verfahren nach Absatz 1.

(5) Auf Antrag des behinderten Menschen stellen die zuständigen Behörden auf Grund einer
Feststellung der Behinderung einen Ausweis über die Eigenschaft als schwerbehinderter
Mensch, den Grad der Behinderung sowie im Falle des Absatzes 4 über weitere
gesundheitliche Merkmale aus. Der Ausweis dient dem Nachweis für die Inanspruchnahme
von Leistungen und sonstigen Hilfen, die schwerbehinderten Menschen nach Teil 2 oder



nach anderen Vorschriften zustehen. Die Gültigkeitsdauer des Ausweises soll befristet 
werden. Er wird eingezogen, sobald der gesetzliche Schutz schwerbehinderter Menschen 
erloschen ist. Der Ausweis wird berichtigt, sobald eine Neufeststellung unanfechtbar 
geworden ist. 

§ 82 Besondere Pflichten der öffentlichen Arbeitgeber

Die Dienststellen der öffentlichen Arbeitgeber melden den Agenturen für Arbeit frühzeitig 
nach einer erfolglosen Prüfung zur internen Besetzung des Arbeitsplatzes frei werdende und 
neu zu besetzende sowie neue Arbeitsplätze (§ 73). Haben schwerbehinderte Menschen 
sich um einen solchen Arbeitsplatz beworben oder sind sie von der Bundesagentur für Arbeit 
oder einem von dieser beauftragten Integrationsfachdienst vorgeschlagen worden, werden 
sie zu einem Vorstellungsgespräch eingeladen. Eine Einladung ist entbehrlich, wenn die 
fachliche Eignung offensichtlich fehlt. Einer Integrationsvereinbarung Inklusionsvereinbarung 
nach § 83 bedarf es nicht, wenn für die Dienststellen dem § 83 entsprechende Regelungen 
bereits bestehen und durchgeführt werden.  

§ 83 Integrationsvereinbarung Inklusionsvereinbarung

(1) Die Arbeitgeber treffen mit der Schwerbehindertenvertretung und den in § 93 genannten
Vertretungen in Zusammenarbeit mit dem Beauftragten des Arbeitgebers (§ 98) eine
verbindliche Integrationsvereinbarung Inklusionsvereinbarung. Auf Antrag der
Schwerbehindertenvertretung wird unter Beteiligung der in § 93 genannten Vertretungen
hierüber verhandelt. Ist eine Schwerbehindertenvertretung nicht vorhanden, steht das
Antragsrecht den in § 93 genannten Vertretungen zu. Der Arbeitgeber oder die
Schwerbehindertenvertretung können das Integrationsamt einladen, sich an den
Verhandlungen über die Integrationsvereinbarung zu beteiligen. Das Integrationsamt soll
dabei insbesondere darauf hinwirken, dass unterschiedliche Auffassungen überwunden
werden. Der Agentur für Arbeit und dem Integrationsamt, die für den Sitz des Arbeitgebers
zuständig sind, wird die Vereinbarung übermittelt.

(2) Die Vereinbarung enthält Regelungen im Zusammenhang mit der Eingliederung
schwerbehinderter Menschen, insbesondere zur Personalplanung, Arbeitsplatzgestaltung,
Gestaltung des Arbeitsumfelds, Arbeitsorganisation, Arbeitszeit sowie Regelungen über die
Durchführung in den Betrieben und Dienststellen. Dabei ist die gleichberechtigte Teilhabe
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben bei der Gestaltung von Arbeitsprozessen und
Rahmenbedingungen von Anfang an zu berücksichtigen. Bei der Personalplanung werden
besondere Regelungen zur Beschäftigung eines angemessenen Anteils von
schwerbehinderten Frauen vorgesehen.

(2a) In der Vereinbarung können insbesondere auch Regelungen getroffen werden 

1. zur angemessenen Berücksichtigung schwerbehinderter Menschen bei der Besetzung
freier, frei werdender oder neuer Stellen,

2. zu einer anzustrebenden Beschäftigungsquote, einschließlich eines angemessenen
Anteils schwerbehinderter Frauen,

3. zu Teilzeitarbeit,
4. zur Ausbildung behinderter Jugendlicher,
5. zur Durchführung der betrieblichen Prävention (betriebliches 

Eingliederungsmanagement) und zur Gesundheitsförderung,
6. über die Hinzuziehung des Werks- oder Betriebsarztes auch für Beratungen über

Leistungen zur Teilhabe sowie über besondere Hilfen im Arbeitsleben.

(3) In den Versammlungen schwerbehinderter Menschen berichtet der Arbeitgeber über alle
Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Eingliederung schwerbehinderter Menschen.



§ 94 Wahl und Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung

(1) In Betrieben und Dienststellen, in denen wenigstens fünf schwerbehinderte Menschen
nicht nur vorübergehend beschäftigt sind, werden eine Vertrauensperson und wenigstens ein
stellvertretendes Mitglied gewählt, das die Vertrauensperson im Falle der Verhinderung
durch Abwesenheit oder Wahrnehmung anderer Aufgaben vertritt. Ferner wählen bei
Gerichten, denen mindestens fünf schwerbehinderte Richter oder Richterinnen angehören,
diese einen Richter oder eine Richterin zu ihrer Schwerbehindertenvertretung. Satz 2 gilt
entsprechend für Staatsanwälte oder Staatsanwältinnen, soweit für sie eine besondere
Personalvertretung gebildet wird. Betriebe oder Dienststellen, die die Voraussetzungen des
Satzes 1 nicht erfüllen, können für die Wahl mit räumlich nahe liegenden Betrieben des
Arbeitgebers oder gleichstufigen Dienststellen derselben Verwaltung zusammengefasst
werden; soweit erforderlich, können Gerichte unterschiedlicher Gerichtszweige und Stufen
zusammengefasst werden. Über die Zusammenfassung entscheidet der Arbeitgeber im
Benehmen mit dem für den Sitz der Betriebe oder Dienststellen einschließlich Gerichten
zuständigen Integrationsamt.

(2) Wahlberechtigt sind alle in dem Betrieb oder der Dienststelle beschäftigten
schwerbehinderten Menschen.

(3) Wählbar sind alle in dem Betrieb oder der Dienststelle nicht nur vorübergehend
Beschäftigten, die am Wahltage das 18. Lebensjahr vollendet haben und dem Betrieb oder
der Dienststelle seit sechs Monaten angehören; besteht der Betrieb oder die Dienststelle
weniger als ein Jahr, so bedarf es für die Wählbarkeit nicht der sechsmonatigen
Zugehörigkeit. Nicht wählbar ist, wer kraft Gesetzes dem Betriebs-, Personal-, Richter-,
Staatsanwalts- oder Präsidialrat nicht angehören kann.

(4) Bei Dienststellen der Bundeswehr, bei denen eine Vertretung der Soldaten nach dem
Bundespersonalvertretungsgesetz zu wählen ist, sind auch schwerbehinderte Soldaten und 
Soldatinnen wahlberechtigt und auch Soldaten und Soldatinnen wählbar. 

(4) In Dienststellen der Bundeswehr sind auch schwerbehinderte Soldatinnen und Soldaten
wahlberechtigt und auch Soldatinnen und Soldaten wählbar.

(5) Die regelmäßigen Wahlen finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Oktober bis 30.
November statt. Außerhalb dieser Zeit finden Wahlen statt, wenn

1. das Amt der Schwerbehindertenvertretung vorzeitig erlischt und ein stellvertretendes
Mitglied nicht nachrückt,

2. die Wahl mit Erfolg angefochten worden ist oder
3. eine Schwerbehindertenvertretung noch nicht gewählt ist.

Hat außerhalb des für die regelmäßigen Wahlen festgelegten Zeitraumes eine Wahl der 
Schwerbehindertenvertretung stattgefunden, wird die Schwerbehindertenvertretung in dem 
auf die Wahl folgenden nächsten Zeitraum der regelmäßigen Wahlen neu gewählt. Hat die 
Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung zum Beginn des für die regelmäßigen Wahlen 
festgelegten Zeitraums noch nicht ein Jahr betragen, wird die Schwerbehindertenvertretung 
im übernächsten Zeitraum für regelmäßige Wahlen neu gewählt. 

(6) Die Vertrauensperson und das stellvertretende Mitglied werden in geheimer und
unmittelbarer Wahl nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl gewählt. Im Übrigen sind die
Vorschriften über die Wahlanfechtung, den Wahlschutz und die Wahlkosten bei der Wahl
des Betriebs-, Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrates sinngemäß
anzuwenden. In Betrieben und Dienststellen mit weniger als 50 wahlberechtigten
schwerbehinderten Menschen wird die Vertrauensperson und das stellvertretende Mitglied
im vereinfachten Wahlverfahren gewählt, sofern der Betrieb oder die Dienststelle nicht aus
räumlich weit auseinander liegenden Teilen besteht. Ist in einem Betrieb oder einer
Dienststelle eine Schwerbehindertenvertretung nicht gewählt, so kann das für den Betrieb



oder die Dienststelle zuständige Integrationsamt zu einer Versammlung schwerbehinderter 
Menschen zum Zwecke der Wahl eines Wahlvorstandes einladen. 

(7) Die Amtszeit der Schwerbehindertenvertretung beträgt vier Jahre. Sie beginnt mit der
Bekanntgabe des Wahlergebnisses oder, wenn die Amtszeit der bisherigen
Schwerbehindertenvertretung noch nicht beendet ist, mit deren Ablauf. Das Amt erlischt
vorzeitig, wenn die Vertrauensperson es niederlegt, aus dem Arbeits-, Dienst- oder
Richterverhältnis ausscheidet oder die Wählbarkeit verliert. Scheidet die Vertrauensperson
vorzeitig aus dem Amt aus, rückt das mit der höchsten Stimmenzahl gewählte
stellvertretende Mitglied für den Rest der Amtszeit nach; dies gilt für das stellvertretende
Mitglied entsprechend. Auf Antrag eines Viertels der wahlberechtigten schwerbehinderten
Menschen kann der Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt (§ 119) das Erlöschen
des Amtes einer Vertrauensperson wegen grober Verletzung ihrer Pflichten beschließen.

(8) In Betrieben gilt § 21a des Betriebsverfassungsgesetzes entsprechend.

§ 95 Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung

(1) Die Schwerbehindertenvertretung fördert die Eingliederung schwerbehinderter Menschen
in den Betrieb oder die Dienststelle, vertritt ihre Interessen in dem Betrieb oder der
Dienststelle und steht ihnen beratend und helfend zur Seite. Sie erfüllt ihre Aufgaben
insbesondere dadurch, dass sie

1. darüber wacht, dass die zugunsten schwerbehinderter Menschen geltenden Gesetze,
Verordnungen, Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen und
Verwaltungsanordnungen durchgeführt, insbesondere auch die dem Arbeitgeber nach
den §§ 71, 72 und 81 bis 84 obliegenden Verpflichtungen erfüllt werden,

2. Maßnahmen, die den schwerbehinderten Menschen dienen, insbesondere auch
präventive Maßnahmen, bei den zuständigen Stellen beantragt,

3. Anregungen und Beschwerden von schwerbehinderten Menschen entgegennimmt und,
falls sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlung mit dem Arbeitgeber auf eine
Erledigung hinwirkt; sie unterrichtet die schwerbehinderten Menschen über den Stand
und das Ergebnis der Verhandlungen.

Die Schwerbehindertenvertretung unterstützt Beschäftigte auch bei Anträgen an die nach § 
69 Abs. 1 zuständigen Behörden auf Feststellung einer Behinderung, ihres Grades und einer 
Schwerbehinderung sowie bei Anträgen auf Gleichstellung an die Agentur für Arbeit. In 
Betrieben und Dienststellen mit in der Regel mehr als 100 schwerbehinderten Menschen 
kann sie nach Unterrichtung des Arbeitgebers das mit der höchsten Stimmenzahl gewählte 
stellvertretende Mitglied zu bestimmten Aufgaben heranziehen, in Betrieben und 
Dienststellen mit mehr als 200 schwerbehinderten Menschen, das mit der nächsthöchsten 
Stimmzahl gewählte weitere stellvertretende Mitglied. In Betrieben und Dienststellen mit in 
der Regel mehr als 100 beschäftigten schwerbehinderten Menschen kann sie nach 
Unterrichtung des Arbeitgebers das mit der höchsten Stimmenzahl gewählte stellvertretende 
Mitglied zu bestimmten Aufgaben heranziehen. Ab jeweils 100 weiteren beschäftigten 
schwerbehinderten Menschen kann auch das mit der nächsthöheren Stimmenzahl gewählte 
stellvertretende Mitglied herangezogen werden. Die Heranziehung zu bestimmten Aufgaben 
schließt die Abstimmung untereinander ein. 

(2) Der Arbeitgeber hat die Schwerbehindertenvertretung in allen Angelegenheiten, die einen
einzelnen oder die schwerbehinderten Menschen als Gruppe berühren, unverzüglich und
umfassend zu unterrichten und vor einer Entscheidung anzuhören; er hat ihr die getroffene
Entscheidung unverzüglich mitzuteilen. Die Durchführung oder Vollziehung einer ohne
Beteiligung nach Satz 1 getroffenen Entscheidung ist auszusetzen, die Beteiligung ist
innerhalb von sieben Tagen nachzuholen; sodann ist endgültig zu entscheiden. Die
Kündigung eines schwerbehinderten Menschen, die der Arbeitgeber ohne eine Beteiligung
nach Satz 1 ausspricht, ist unwirksam. Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht auf



Beteiligung am Verfahren nach § 81 Abs. 1 und beim Vorliegen von Vermittlungsvorschlägen 
der Bundesagentur für Arbeit nach § 81 Abs. 1 oder von Bewerbungen schwerbehinderter 
Menschen das Recht auf Einsicht in die entscheidungsrelevanten Teile der 
Bewerbungsunterlagen und Teilnahme an Vorstellungsgesprächen. 

(3) Der schwerbehinderte Mensch hat das Recht, bei Einsicht in die über ihn geführte
Personalakte oder ihn betreffende Daten des Arbeitgebers die Schwerbehindertenvertretung
hinzuzuziehen. Die Schwerbehindertenvertretung bewahrt über den Inhalt der Daten
Stillschweigen, soweit sie der schwerbehinderte Mensch nicht von dieser Verpflichtung
entbunden hat.

(4) Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, an allen Sitzungen des Betriebs-,
Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrates und deren Ausschüssen sowie des
Arbeitsschutzausschusses beratend teilzunehmen; sie kann beantragen, Angelegenheiten,
die einzelne oder die schwerbehinderten Menschen als Gruppe besonders betreffen, auf die
Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen. Erachtet sie einen Beschluss des Betriebs-,
Personal-, Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrates als eine erhebliche Beeinträchtigung
wichtiger Interessen schwerbehinderter Menschen oder ist sie entgegen Absatz 2 Satz 1
nicht beteiligt worden, wird auf ihren Antrag der Beschluss für die Dauer von einer Woche
vom Zeitpunkt der Beschlussfassung an ausgesetzt; die Vorschriften des
Betriebsverfassungsgesetzes und des Personalvertretungsrechtes über die Aussetzung von
Beschlüssen gelten entsprechend. Durch die Aussetzung wird eine Frist nicht verlängert. In
den Fällen des § 21e Abs. 1 und 3 des Gerichtsverfassungsgesetzes ist die
Schwerbehindertenvertretung, außer in Eilfällen, auf Antrag eines betroffenen
schwerbehinderten Richters oder einer schwerbehinderten Richterin vor dem Präsidium des
Gerichtes zu hören.

(5) Die Schwerbehindertenvertretung wird zu Besprechungen nach § 74 Abs. 1 des
Betriebsverfassungsgesetzes, § 66 Abs. 1 des Bundespersonalvertretungsgesetzes sowie
den entsprechenden Vorschriften des sonstigen Personalvertretungsrechtes zwischen dem
Arbeitgeber und den in Absatz 4 genannten Vertretungen hinzugezogen.

(6) Die Schwerbehindertenvertretung hat das Recht, mindestens einmal im Kalenderjahr eine
Versammlung schwerbehinderter Menschen im Betrieb oder in der Dienststelle
durchzuführen. Die für Betriebs- und Personalversammlungen geltenden Vorschriften finden
entsprechende Anwendung.

(7) Sind in einer Angelegenheit sowohl die Schwerbehindertenvertretung der Richter und
Richterinnen als auch die Schwerbehindertenvertretung der übrigen Bediensteten beteiligt,
so handeln sie gemeinsam.

(8) Die Schwerbehindertenvertretung kann an Betriebs- und Personalversammlungen in
Betrieben und Dienststellen teilnehmen, für die sie als Schwerbehindertenvertretung
zuständig ist, und hat dort ein Rederecht, auch wenn die Mitglieder der
Schwerbehindertenvertretung nicht Angehörige des Betriebes oder der Dienststelle sind.

§ 96 Persönliche Rechte und Pflichten der Vertrauenspersonen der
schwerbehinderten Menschen

(1) Die Vertrauenspersonen führen ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt.

(2) Die Vertrauenspersonen dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht behindert oder wegen
ihres Amtes nicht benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre berufliche
Entwicklung.

(3) Die Vertrauenspersonen besitzen gegenüber dem Arbeitgeber die gleiche persönliche
Rechtsstellung, insbesondere den gleichen Kündigungs-, Versetzungs- und
Abordnungsschutz wie ein Mitglied des Betriebs-, Personal-, Staatsanwalts- oder



Richterrates. Das stellvertretende Mitglied besitzt während der Dauer der Vertretung und der 
Heranziehung nach § 95 Abs. 1 Satz 4 die gleiche persönliche Rechtsstellung wie die 
Vertrauensperson, im Übrigen die gleiche Rechtsstellung wie Ersatzmitglieder der in Satz 1 
genannten Vertretungen. 

(4) Die Vertrauenspersonen werden von ihrer beruflichen Tätigkeit ohne Minderung des
Arbeitsentgelts oder der Dienstbezüge befreit, wenn und soweit es zur Durchführung ihrer
Aufgaben erforderlich ist. Sind in den Betrieben und Dienststellen in der Regel wenigstens
200 100 schwerbehinderte Menschen beschäftigt, wird die Vertrauensperson auf ihren
Wunsch freigestellt; weiter gehende Vereinbarungen sind zulässig. Satz 1 gilt entsprechend
für die Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, soweit diese Kenntnisse
vermitteln, die für die Arbeit der Schwerbehindertenvertretung erforderlich sind. Satz 3 gilt
auch für das mit der höchsten Stimmenzahl gewählte stellvertretende Mitglied, wenn wegen 
1. ständiger Heranziehung nach § 95,
2. häufiger Vertretung der Vertrauensperson für längere Zeit,
3. absehbaren Nachrückens in das Amt der Schwerbehindertenvertretung in kurzer Frist die
Teilnahme an Bildungs- und Schulungsveranstaltungen erforderlich ist. Satz 1 gilt 
entsprechend für die Teilnahme der Vertrauensperson und des mit der höchsten 
Stimmenzahl gewählten stellvertretenden Mitglieds sowie in den Fällen des § 95 Absatz 1 
Satz 5 auch des jeweils  mit der nächsthöheren Stimmenzahl gewählten weiteren 
stellvertretenden Mitglieds an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen, soweit diese 
Kenntnisse vermitteln, die für die Arbeit der Schwerbehindertenvertretung erforderlich sind. 

(5) Freigestellte Vertrauenspersonen dürfen von inner- oder außerbetrieblichen Maßnahmen
der Berufsförderung nicht ausgeschlossen werden. Innerhalb eines Jahres nach Beendigung
ihrer Freistellung ist ihnen im Rahmen der Möglichkeiten des Betriebes oder der Dienststelle
Gelegenheit zu geben, eine wegen der Freistellung unterbliebene berufliche Entwicklung in
dem Betrieb oder der Dienststelle nachzuholen. Für Vertrauenspersonen, die drei volle
aufeinander folgende Amtszeiten freigestellt waren, erhöht sich der genannte Zeitraum auf
zwei Jahre.

(6) Zum Ausgleich für ihre Tätigkeit, die aus betriebsbedingten oder dienstlichen Gründen
außerhalb der Arbeitszeit durchzuführen ist, haben die Vertrauenspersonen Anspruch auf
entsprechende Arbeits- oder Dienstbefreiung unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts oder der
Dienstbezüge.

(7) Die Vertrauenspersonen sind verpflichtet,

1. über ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene persönliche Verhältnisse und
Angelegenheiten von Beschäftigten im Sinne des § 73, die ihrer Bedeutung oder ihrem
Inhalt nach einer vertraulichen Behandlung bedürfen, Stillschweigen zu bewahren und

2. ihnen wegen ihres Amtes bekannt gewordene und vom Arbeitgeber ausdrücklich als
geheimhaltungsbedürftig bezeichnete Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse nicht zu
offenbaren und nicht zu verwerten.

Diese Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt. Sie gelten nicht 
gegenüber der Bundesagentur für Arbeit, den Integrationsämtern und den 
Rehabilitationsträgern, soweit deren Aufgaben den schwerbehinderten Menschen gegenüber 
es erfordern, gegenüber den Vertrauenspersonen in den Stufenvertretungen (§ 97) sowie 
gegenüber den in § 79 Abs. 1 des Betriebsverfassungsgesetzes und den in den 
entsprechenden Vorschriften des Personalvertretungsrechtes genannten Vertretungen, 
Personen und Stellen. 

(8) Die durch die Tätigkeit der Schwerbehindertenvertretung entstehenden Kosten trägt der
Arbeitgeber; für öffentliche Arbeitgeber gelten die Kostenregelungen für
Personalvertretungen entsprechend. Das Gleiche gilt für die durch die Teilnahme des mit der



höchsten Stimmenzahl gewählten der stellvertretenden Mitglieds Mitglieder an Schulungs- 
und Bildungsveranstaltungen nach Absatz 4 Satz 3 entstehenden Kosten. Satz 1 umfasst 
auch eine Bürokraft für die Schwerbehindertenvertretung in erforderlichem Umfang. 

(9) Die Räume und der Geschäftsbedarf, die der Arbeitgeber dem Betriebs-, Personal-, 
Richter-, Staatsanwalts- oder Präsidialrat für dessen Sitzungen, Sprechstunden und laufende 
Geschäftsführung zur Verfügung stellt, stehen für die gleichen Zwecke auch der 
Schwerbehindertenvertretung zur Verfügung, soweit ihr hierfür nicht eigene Räume und 
sächliche Mittel zur Verfügung gestellt werden. 

 

§ 97 Konzern-, Gesamt-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung 

(1) Ist für mehrere Betriebe eines Arbeitgebers ein Gesamtbetriebsrat oder für den 
Geschäftsbereich mehrerer Dienststellen ein Gesamtpersonalrat errichtet, wählen die 
Schwerbehindertenvertretungen der einzelnen Betriebe oder Dienststellen eine 
Gesamtschwerbehindertenvertretung. Ist eine Schwerbehindertenvertretung nur in einem der 
Betriebe oder in einer der Dienststellen gewählt, nimmt sie die Rechte und Pflichten der 
Gesamtschwerbehindertenvertretung wahr. 

(2) Ist für mehrere Unternehmen ein Konzernbetriebsrat errichtet, wählen die 
Gesamtschwerbehindertenvertretungen eine Konzernschwerbehindertenvertretung. Besteht 
ein Konzernunternehmen nur aus einem Betrieb, für den eine Schwerbehindertenvertretung 
gewählt ist, hat sie das Wahlrecht wie eine Gesamtschwerbehindertenvertretung. 

(3) Für den Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltungen, bei denen ein Bezirks- oder 
Hauptpersonalrat gebildet ist, gilt Absatz 1 sinngemäß mit der Maßgabe, dass bei den 
Mittelbehörden von deren Schwerbehindertenvertretung und den 
Schwerbehindertenvertretungen der nachgeordneten Dienststellen eine 
Bezirksschwerbehindertenvertretung zu wählen ist. Bei den obersten Dienstbehörden ist von 
deren Schwerbehindertenvertretung und den Bezirksschwerbehindertenvertretungen des 
Geschäftsbereichs eine Hauptschwerbehindertenvertretung zu wählen; ist die Zahl der 
Bezirksschwerbehindertenvertretungen niedriger als zehn, sind auch die 
Schwerbehindertenvertretungen der nachgeordneten Dienststellen wahlberechtigt. 

(4) Für Gerichte eines Zweiges der Gerichtsbarkeit, für die ein Bezirks- oder Hauptrichterrat 
gebildet ist, gilt Absatz 3 entsprechend. Sind in einem Zweig der Gerichtsbarkeit bei den 
Gerichten der Länder mehrere Schwerbehindertenvertretungen nach § 94 zu wählen und ist 
in diesem Zweig kein Hauptrichterrat gebildet, ist in entsprechender Anwendung von Absatz 
3 eine Hauptschwerbehindertenvertretung zu wählen. Die 
Hauptschwerbehindertenvertretung nimmt die Aufgabe der Schwerbehindertenvertretung 
gegenüber dem Präsidialrat wahr. 

(5) Für jede Vertrauensperson, die nach den Absätzen 1 bis 4 neu zu wählen ist, wird 
wenigstens ein stellvertretendes Mitglied gewählt. 

(6) Die Gesamtschwerbehindertenvertretung vertritt die Interessen der schwerbehinderten 
Menschen in Angelegenheiten, die das Gesamtunternehmen oder mehrere Betriebe oder 
Dienststellen des Arbeitgebers betreffen und von den Schwerbehindertenvertretungen der 
einzelnen Betriebe oder Dienststellen nicht geregelt werden können, sowie die Interessen 
der schwerbehinderten Menschen, die in einem Betrieb oder einer Dienststelle tätig sind, für 
die eine Schwerbehindertenvertretung nicht gewählt ist; dies umfasst auch Verhandlungen 
und den Abschluss entsprechender Integrationsvereinbarungen Inklusionsvereinbarungen. 
Satz 1 gilt entsprechend für die Konzern-, Bezirks- und Hauptschwerbehindertenvertretung 
sowie für die Schwerbehindertenvertretung der obersten Dienstbehörde, wenn bei einer 
mehrstufigen Verwaltung Stufenvertretungen nicht gewählt sind. Die nach Satz 2 zuständige 
Schwerbehindertenvertretung ist auch in persönlichen Angelegenheiten schwerbehinderter 
Menschen, über die eine übergeordnete Dienststelle entscheidet, zuständig; sie gibt der 



Schwerbehindertenvertretung der Dienststelle, die den schwerbehinderten Menschen 
beschäftigt, Gelegenheit zur Äußerung. Satz 3 gilt nicht in den Fällen, in denen der 
Personalrat der Beschäftigungsbehörde zu beteiligen ist. 

(7) § 94 Abs. 3 bis 7, § 95 Abs. 1 Satz 4, Abs. 2, 4, 5 und 7 und § 96 gelten entsprechend, § 
94 Abs. 5 mit der Maßgabe, dass die Wahl der Gesamt- und 
Bezirksschwerbehindertenvertretungen in der Zeit vom 1. Dezember bis 31. Januar, die der 
Konzern- und Hauptschwerbehindertenvertretungen in der Zeit vom 1. Februar bis 31. März 
stattfindet, § 94 Absatz 6 mit der Maßgabe, dass bei den Wahlen zu überörtlichen 
Vertretungen der zweite Halbsatz des Satzes 3 nicht anzuwenden ist. 

(8) § 95 Abs. 6 gilt für die Durchführung von Versammlungen der Vertrauens- und der 
Bezirksvertrauenspersonen durch die Gesamt-, Bezirks- oder 
Hauptschwerbehindertenvertretung entsprechend. 

 

§ 128 Schwerbehinderte Beamte und Beamtinnen, Richter und Richterinnen, Soldaten 
und Soldatinnen 

(1) Die besonderen Vorschriften und Grundsätze für die Besetzung der Beamtenstellen sind 
unbeschadet der Geltung des Teils 2 auch für schwerbehinderte Beamte und Beamtinnen so 
zu gestalten, dass die Einstellung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen gefördert 
und ein angemessener Anteil schwerbehinderter Menschen unter den Beamten und 
Beamtinnen erreicht wird. 

(2) (weggefallen) 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 1 finden auf Richter und Richterinnen entsprechende 
Anwendung. 

(4) Für die persönliche Rechtsstellung schwerbehinderter Soldaten und Soldatinnen gelten § 
2 Abs. 1 und 2, §§ die §§ 2, 69, 93 bis 99, 116 Abs. 1 sowie §§ 123, 125, 126 und 145 bis 
147. Im Übrigen gelten für Soldaten und Soldatinnen die Vorschriften über die persönliche 
Rechtsstellung der schwerbehinderten Menschen, soweit sie mit den Besonderheiten des 
Dienstverhältnisses vereinbar sind. 

 

§ 131 Statistik 

(1) Über schwerbehinderte Menschen wird alle zwei Jahre eine Bundesstatistik durchgeführt. 
Sie umfasst folgende Tatbestände:  
1. die Zahl der schwerbehinderten Menschen mit gültigem Ausweis, 
2. persönliche Merkmale schwerbehinderter Menschen wie Alter, Geschlecht, 

Staatsangehörigkeit, Wohnort, 
3. Art, Ursache und Grad der Behinderung. 
(2) Für die Erhebung besteht Auskunftspflicht. Auskunftspflichtig sind die nach § 69 Abs. 1 
und 5 zuständigen Behörden. 

(1) Über schwerbehinderte Menschen wird alle zwei Jahre eine Bundesstatistik durchgeführt. 
Sie umfasst die folgenden Erhebungsmerkmale: 

1. die Zahl der schwerbehinderten Menschen mit gültigem Ausweis, 

2. die schwerbehinderten Menschen nach Geburtsjahr, Geschlecht, Staatsangehörigkeit 
und Wohnort, 

3. Art, Ursache und Grad der Behinderung. 

(2) Hilfsmerkmale sind: 

1. Name, Anschrift, Telefonnummer und Adresse für elektronische Post der nach Absatz 3 
Satz 2 auskunftspflichtigen Behörden, 



2. Name und Kontaktdaten der für Rückfragen zur Verfügung stehenden Personen, 

3. die Signiernummern für das Versorgungsamt und für das Berichtsland. 

(3) Für die Erhebung besteht Auskunftspflicht. Auskunftspflichtig sind die nach § 69 Absatz 1 
und 5 zuständigen Behörden. Die Angaben zu Absatz 2 Nummer 2 sind freiwillig. 

 

§ 139 Mitbestimmung, Mitwirkung, Frauenbeauftragte 

(1) Die in § 138 Abs. 1 genannten behinderten Menschen wirken unabhängig von ihrer 
Geschäftsfähigkeit durch Werkstatträte in den ihre Interessen berührenden Angelegenheiten 
der Werkstatt mit. Die Werkstatträte berücksichtigen die Interessen der im 
Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich der Werkstätten tätigen behinderten 
Menschen in angemessener und geeigneter Weise, solange für diese eine Vertretung nach § 
36 nicht besteht. 

(2) Ein Werkstattrat wird in Werkstätten gewählt; er setzt sich aus mindestens drei 
Mitgliedern zusammen. 

(3) Wahlberechtigt zum Werkstattrat sind alle in § 138 Abs. 1 genannten behinderten 
Menschen; von ihnen sind die behinderten Menschen wählbar, die am Wahltag seit 
mindestens sechs Monaten in der Werkstatt beschäftigt sind. 

(4) Die Werkstätten für behinderte Menschen unterrichten die Personen, die behinderte 
Menschen gesetzlich vertreten oder mit ihrer Betreuung beauftragt sind, einmal im 
Kalenderjahr in einer Eltern- und Betreuerversammlung in angemessener Weise über die 
Angelegenheiten der Werkstatt, auf die sich die Mitwirkung erstreckt, und hören sie dazu an. 
In den Werkstätten kann im Einvernehmen mit dem Träger der Werkstatt ein Eltern- und 
Betreuerbeirat errichtet werden, der die Werkstatt und den Werkstattrat bei ihrer Arbeit berät 
und durch Vorschläge und Stellungnahmen unterstützt. 

(5) Behinderte Frauen im Sinne des § 138 Absatz 1 wählen in jeder Werkstatt eine 
Frauenbeauftragte und eine Stellvertreterin. In Werkstätten mit mehr als 700 
wahlberechtigten Frauen wird eine zweite Stellvertreterin gewählt, in Werkstätten mit mehr 
als 1 000 wahlberechtigten Frauen werden bis zu drei Stellvertreterinnen gewählt. 

 

§ 144 Verordnungsermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates das Nähere über den Begriff und die Aufgaben der Werkstatt für behinderte 
Menschen, die Aufnahmevoraussetzungen, die fachlichen Anforderungen, insbesondere 
hinsichtlich der Wirtschaftsführung sowie des Begriffs und der Verwendung des 
Arbeitsergebnisses sowie das Verfahren zur Anerkennung als Werkstatt für behinderte 
Menschen. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates im Einzelnen die Errichtung, Zusammensetzung und 
Aufgaben des Werkstattrats, die Fragen, auf die sich die Mitwirkung erstreckt, einschließlich 
Art und Umfang der Mitwirkung, die Vorbereitung und Durchführung der Wahl, einschließlich 
der Wahlberechtigung und der Wählbarkeit, die Amtszeit sowie die Geschäftsführung des 
Werkstattrats einschließlich des Erlasses einer Geschäftsordnung und der persönlichen 
Rechte und Pflichten der Mitglieder des Werkstattrats und der Kostentragung. Die 
Rechtsverordnung kann darüber hinaus bestimmen, dass die in ihr getroffenen Regelungen 
keine Anwendung auf Religionsgemeinschaften und ihre Einrichtungen finden, soweit sie 
eigene gleichwertige Regelungen getroffen haben. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates im Einzelnen die Errichtung, Zusammensetzung und 



Aufgaben des Werkstattrats, die Fragen, auf die sich Mitbestimmung und Mitwirkung 
erstrecken, einschließlich Art und Umfang der Mitbestimmung und Mitwirkung, die 
Vorbereitung und Durchführung der Wahl einschließlich der Wahlberechtigung und der 
Wählbarkeit, die Amtszeit sowie die Geschäftsführung des Werkstattrats einschließlich des 
Erlasses einer Geschäftsordnung und der persönlichen Rechte und Pflichten der Mitglieder 
des Werkstattrats und der Kostentragung. In der Rechtsverordnung werden auch Art und 
Umfang der Beteiligung von Frauenbeauftragten, die Vorbereitung und Durchführung der 
Wahl einschließlich der Wahlberechtigung und der Wählbarkeit, die Amtszeit, die 
persönlichen Rechte und die Pflichten der Frauenbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen 
sowie die Kostentragung geregelt. Die Rechtsverordnung kann darüber hinaus bestimmen, 
dass die in ihr getroffenen Regelungen keine Anwendung auf Religionsgemeinschaften und 
ihre Einrichtungen finden, soweit sie gleichwertige Regelungen getroffen haben. 

 

§ 146 Persönliche Voraussetzungen 

(1) In seiner Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt ist, wer infolge 
einer Einschränkung des Gehvermögens (auch durch innere Leiden oder infolge von 
Anfällen oder von Störungen der Orientierungsfähigkeit) nicht ohne erhebliche 
Schwierigkeiten oder nicht ohne Gefahren für sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr 
zurückzulegen vermag, die üblicherweise noch zu Fuß zurückgelegt werden. Der Nachweis 
der erheblichen Beeinträchtigung in der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr kann bei 
schwerbehinderten Menschen mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 80 nur mit 
einem Ausweis mit halbseitigem orangefarbenem Flächenaufdruck und eingetragenem 
Merkzeichen G geführt werden, dessen Gültigkeit frühestens mit dem 1. April 1984 beginnt, 
oder auf dem ein entsprechender Änderungsvermerk eingetragen ist. 

(2) Zur Mitnahme einer Begleitperson sind schwerbehinderte Menschen berechtigt, die bei 
der Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln infolge ihrer Behinderung regelmäßig auf 
Hilfe angewiesen sind. Die Feststellung bedeutet nicht, dass die schwerbehinderte Person, 
wenn sie nicht in Begleitung ist, eine Gefahr für sich oder für andere darstellt. 

(3) Schwerbehinderte Menschen mit außergewöhnlicher Gehbehinderung sind Personen mit 
einer erheblichen mobilitätsbezogenen Teilhabebeeinträchtigung, die einem Grad der 
Behinderung von mindestens 80 entspricht. Eine erhebliche mobilitätsbezogene 
Teilhabebeeinträchtigung liegt vor, wenn sich die schwerbehinderten Menschen wegen der 
Schwere ihrer Beeinträchtigung dauernd nur mit fremder Hilfe oder mit großer Anstrengung 
außerhalb ihres Kraftfahrzeuges bewegen können. Hierzu zählen insbesondere 
schwerbehinderte Menschen, die auf Grund der Beeinträchtigung der Gehfähigkeit und 
Fortbewegung – dauerhaft auch für sehr kurze Entfernungen – aus medizinischer 
Notwendigkeit auf die Verwendung eines Rollstuhls angewiesen sind. Verschiedenste 
Gesundheitsstörungen (insbesondere Störungen bewegungsbezogener, neuromuskulärer 
oder mentaler Funktionen, Störungen des kardiovaskulären oder Atmungssystems) können 
die Gehfähigkeit erheblich beeinträchtigen. Diese sind als außergewöhnliche 
Gehbehinderung anzusehen, wenn nach versorgungsärztlicher Feststellung die Auswirkung 
der Gesundheitsstörungen sowie deren Kombination auf die Gehfähigkeit dauerhaft so 
schwer ist, dass sie der unter Satz 1 genannten Beeinträchtigung gleich kommt. 

 

§ 148 Erstattung der Fahrgeldausfälle im Nahverkehr 

(1) Die Fahrgeldausfälle im Nahverkehr werden nach einem Prozentsatz der von den 
Unternehmern oder den Nahverkehrsorganisationen im Sinne des § 150 Absatz 2 
nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr erstattet. 

(2) Fahrgeldeinnahmen im Sinne dieses Kapitels sind alle Erträge aus dem 
Fahrkartenverkauf zum genehmigten Beförderungsentgelt; sie umfassen auch Erträge aus 



der Beförderung von Handgepäck, Krankenfahrstühlen, sonstigen orthopädischen 
Hilfsmitteln, Tieren sowie aus erhöhten Beförderungsentgelten. 

(3) Werden in einem von mehreren Unternehmern gebildeten zusammenhängenden 
Liniennetz mit einheitlichen oder verbundenen Beförderungsentgelten die Erträge aus dem 
Fahrkartenverkauf zusammengefasst und dem einzelnen Unternehmer anteilmäßig nach 
einem vereinbarten Verteilungsschlüssel zugewiesen, so ist der zugewiesene Anteil Ertrag 
im Sinne des Absatzes 2. 

(4) Der Prozentsatz im Sinne des Absatzes 1 wird für jedes Land von der Landesregierung 
oder der von ihr bestimmten Behörde für jeweils ein Jahr bekannt gemacht. Bei der 
Berechnung des Prozentsatzes ist von folgenden Zahlen auszugehen:  

1. der Zahl der in dem Land in dem betreffenden Kalenderjahr ausgegebenen Wertmarken 
und der Hälfte der in dem Land am Jahresende in Umlauf befindlichen gültigen Ausweise 
im Sinne des § 145 Abs. 1 Satz 1 von schwerbehinderten Menschen, die das sechste 
Lebensjahr vollendet haben und bei denen die Berechtigung zur Mitnahme einer 
Begleitperson im Ausweis eingetragen ist; Wertmarken mit einer Gültigkeitsdauer von 
einem halben Jahr werden zur Hälfte, zurückgegebene Wertmarken für jeden vollen 
Kalendermonat vor Rückgabe zu einem Zwölftel gezählt Wertmarken mit einer 
Gültigkeitsdauer von einem halben Jahr und Wertmarken für ein Jahr, die vor Ablauf 
eines halben Jahres ihrer Gültigkeitsdauer zurückgegeben werden, werden zur Hälfte 
gezählt, 

2. der in den jährlichen Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes zum Ende des 
Vorjahres nachgewiesenen Zahl der Wohnbevölkerung in dem Land abzüglich der Zahl 
der Kinder, die das sechste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, und der Zahlen nach 
Nummer 1. 

Der Prozentsatz ist nach folgender Formel zu berechnen:  

Nach Nummer 1 errechnete Zahl 
-------------------------------------------- x 100. 
Nach Nummer 2 errechnete Zahl  

Bei der Festsetzung des Prozentsatzes sich ergebende Bruchteile von 0,005 und mehr 
werden auf ganze Hundertstel aufgerundet, im Übrigen abgerundet. 

(5) Weist ein Unternehmen durch Verkehrszählung nach, dass das Verhältnis zwischen den 
nach diesem Kapitel unentgeltlich beförderten Fahrgästen und den sonstigen Fahrgästen 
den nach Absatz 4 festgesetzten Prozentsatz um mindestens ein Drittel übersteigt, wird 
neben dem sich aus der Berechnung nach Absatz 4 ergebenden Erstattungsbetrag auf 
Antrag der nachgewiesene, über dem Drittel liegende Anteil erstattet. Die Länder können 
durch Rechtsverordnung bestimmen, dass die Verkehrszählung durch Dritte auf Kosten des 
Unternehmens zu erfolgen hat. 

(6) Absatz 5 gilt nicht in Fällen des § 150 Absatz 1a. 

 

§ 150 Erstattungsverfahren 

(1) Die Fahrgeldausfälle werden auf Antrag des Unternehmers erstattet. Bei einem von 
mehreren Unternehmern gebildeten zusammenhängenden Liniennetz mit einheitlichen oder 
verbundenen Beförderungsentgelten können die Anträge auch von einer 
Gemeinschaftseinrichtung dieser Unternehmer für ihre Mitglieder gestellt werden. Der Antrag 
ist bis zum 31. Dezember für das vorangegangene Kalenderjahr zu stellen Der Antrag ist 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Anrechnungsjahres zu stellen, und zwar für den 
Nahverkehr nach § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und für den Fernverkehr an das 
Bundesverwaltungsamt, für den übrigen Nahverkehr bei den in Absatz 3 bestimmten 
Behörden. 



(1a) Haben sich in einem Bundesland mehrere Aufgabenträger des öffentlichen 
Personennahverkehrs auf lokaler oder regionaler Ebene zu Verkehrsverbünden 
zusammengeschlossen und erhalten die im Zuständigkeitsbereich dieser Aufgabenträger 
öffentlichen Personennahverkehr betreibenden Verkehrsunternehmen für ihre Leistungen ein 
mit diesen Aufgabenträgern vereinbartes Entgelt (Bruttoprinzip), können anstelle der 
antrags- und erstattungsberechtigten Verkehrsunternehmen auch die 
Nahverkehrsorganisationen Antrag auf Erstattung der in ihrem jeweiligen Gebiet 
entstandenen Fahrgeldausfälle stellen, sofern die Verkehrsunternehmen hierzu ihr 
Einvernehmen erteilt haben. 

(2) Die Unternehmer oder die Nahverkehrsorganisationen im Sinne des Absatzes 1a 
erhalten auf Antrag Vorauszahlungen für das laufende Kalenderjahr in Höhe von insgesamt 
80 Prozent des zuletzt für ein Jahr festgesetzten Erstattungsbetrages. Die Vorauszahlungen 
werden je zur Hälfte am 15. Juli und am 15. November gezahlt. Der Antrag auf 
Vorauszahlungen gilt zugleich als Antrag im Sinne des Absatzes 1. Die Vorauszahlungen 
sind zurückzuzahlen, wenn Unterlagen, die für die Berechnung der Erstattung erforderlich 
sind, nicht bis zum 31. Dezember des auf die Vorauszahlung folgenden Kalenderjahres des 
dritten auf die Vorauszahlung folgenden Kalenderjahres vorgelegt sind. In begründeten 
Ausnahmefällen kann die Rückforderung der Vorauszahlungen ausgesetzt werden. 

(3) Die Landesregierung oder die von ihr bestimmte Stelle legt die Behörden fest, die über 
die Anträge auf Erstattung und Vorauszahlung entscheiden und die auf den Bund und das 
Land entfallenden Beträge auszahlen. § 11 Abs. 2 bis 4 des Personenbeförderungsgesetzes 
gilt entsprechend.  

(4) Erstreckt sich der Nahverkehr auf das Gebiet mehrerer Länder, entscheiden die nach 
Landesrecht zuständigen Landesbehörden dieser Länder darüber, welcher Teil der 
Fahrgeldeinnahmen jeweils auf den Bereich ihres Landes entfällt. 

(5) Die Unternehmen im Sinne des § 151 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 legen ihren Anträgen an das 
Bundesverwaltungsamt den Anteil der nachgewiesenen Fahrgeldeinnahmen im Nahverkehr 
zugrunde, der auf den Bereich des jeweiligen Landes entfällt; für den Nahverkehr von 
Eisenbahnen des Bundes im Sinne des § 147 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 bestimmt sich dieser Teil 
nach dem Anteil der Zugkilometer, die von einer Eisenbahn des Bundes mit Zügen des 
Nahverkehrs im jeweiligen Land erbracht werden. 

(6) Hinsichtlich der Erstattungen gemäß § 148 für den Nahverkehr nach § 151 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 und gemäß § 149 sowie der entsprechenden Vorauszahlungen nach Absatz 2 wird 
dieses Kapitel in bundeseigener Verwaltung ausgeführt. Die Verwaltungsaufgaben des 
Bundes erledigt das Bundesverwaltungsamt nach fachlichen Weisungen des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales in eigener Zuständigkeit. 

(7) Für das Erstattungsverfahren gelten das Verwaltungsverfahrensgesetz und die 
entsprechenden Gesetze der Länder. Bei Streitigkeiten über die Erstattungen und die 
Vorauszahlungen ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 

 

§ 154 Verordnungsermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, in der Rechtsverordnung auf Grund des § 70 
Absatz 1 nähere Vorschriften über die Gestaltung der Wertmarken, ihre Verbindung mit dem 
Ausweis und Vermerke über ihre Gültigkeitsdauer zu erlassen. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung festzulegen, welche 
Zuggattungen von Eisenbahnen des Bundes zu den Zügen des Nahverkehrs im Sinne des § 
147 Abs. 1 Nr. 5 und zu den zuschlagpflichtigen Zügen des Nahverkehrs im Sinne des § 145 
Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz zählen. 



§ 158 Sonderregelung für den Bundesnachrichtendienst und den Militärischen
Abschirmdienst

(1) Für den Bundesnachrichtendienst gilt dieses Gesetz mit folgenden Abweichungen:

1. Der Bundesnachrichtendienst gilt vorbehaltlich der Nummer 3 als einheitliche
Dienststelle.

2. Für den Bundesnachrichtendienst gelten die Pflichten zur Vorlage des nach § 80 Abs. 1
zu führenden Verzeichnisses, zur Anzeige nach § 80 Abs. 2 und zur Gewährung von
Einblick nach § 80 Abs. 7 nicht. Die Anzeigepflicht nach § 90 Abs. 3 gilt nur für die
Beendigung von Probearbeitsverhältnissen.

3. Als Dienststelle im Sinne des Kapitels 5 gelten auch Teile und Stellen des
Bundesnachrichtendienstes, die nicht zu seiner Zentrale gehören. § 94 Abs. 1 Satz 4 und
5 sowie § 97 sind nicht anzuwenden. In den Fällen des § 97 Abs. 6 ist die
Schwerbehindertenvertretung der Zentrale des Bundesnachrichtendienstes zuständig. Im
Falle des § 94 Abs. 6 Satz 4 lädt der Leiter oder die Leiterin der Dienststelle ein. Die
Schwerbehindertenvertretung ist in den Fällen nicht zu beteiligen, in denen die
Beteiligung der Personalvertretung nach dem Bundespersonalvertretungsgesetz
ausgeschlossen ist. Der Leiter oder die Leiterin des Bundesnachrichtendienstes kann
anordnen, dass die Schwerbehindertenvertretung nicht zu beteiligen ist, Unterlagen nicht
vorgelegt oder Auskünfte nicht erteilt werden dürfen, wenn und soweit dies aus
besonderen nachrichtendienstlichen Gründen geboten ist. Die Rechte und Pflichten der
Schwerbehindertenvertretung ruhen, wenn die Rechte und Pflichten der
Personalvertretung ruhen. § 96 Abs. 7 Satz 3 ist nach Maßgabe der
Sicherheitsbestimmungen des Bundesnachrichtendienstes anzuwenden. § 99 Abs. 2 gilt
nur für die in § 99 Abs. 1 genannten Personen und Vertretungen der Zentrale des
Bundesnachrichtendienstes.

4. Im Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt (§ 119) und die
Widerspruchsausschüsse bei der Bundesagentur für Arbeit (§ 120) treten in
Angelegenheiten schwerbehinderter Menschen, die beim Bundesnachrichtendienst
beschäftigt sind, an die Stelle der Mitglieder, die Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen
und Arbeitgeber sind (§ 119 Abs. 1 und § 120 Abs. 1), Angehörige des
Bundesnachrichtendienstes, an die Stelle der Schwerbehindertenvertretung die
Schwerbehindertenvertretung der Zentrale des Bundesnachrichtendienstes. Sie werden
dem Integrationsamt und der Bundesagentur für Arbeit vom Leiter oder der Leiterin des
Bundesnachrichtendienstes benannt. Die Mitglieder der Ausschüsse müssen nach den
dafür geltenden Bestimmungen ermächtigt sein, Kenntnis von Verschlusssachen des in
Betracht kommenden Geheimhaltungsgrades zu erhalten.

5. Über Rechtsstreitigkeiten, die auf Grund dieses Buches im Geschäftsbereich des
Bundesnachrichtendienstes entstehen, entscheidet im ersten und letzten Rechtszug der
oberste Gerichtshof des zuständigen Gerichtszweiges.

(2) Der Militärische Abschirmdienst mit seinem Geschäftsbereich gilt als einheitliche
Dienststelle.

§ 159 Übergangsregelung

(1) Abweichend von § 71 Abs. 1 beträgt die Pflichtquote für die in § 71 Abs. 3 Nr. 1 und 4
genannten öffentlichen Arbeitgeber des Bundes weiterhin 6 Prozent, wenn sie am 31.



Oktober 1999 auf mindestens 6 Prozent der Arbeitsplätze schwerbehinderte Menschen 
beschäftigt hatten. 

(2) Auf Leistungen nach § 33 Abs. 2 des Schwerbehindertengesetzes in Verbindung mit dem
Ersten Abschnitt der Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabeverordnung jeweils in der bis
zum 30. September 2000 geltenden Fassung sind die zu diesem Zeitpunkt geltenden
Rechtsvorschriften weiter anzuwenden, wenn die Entscheidung über die beantragten
Leistungen vor dem 1. Oktober 2000 getroffen worden ist.

(3) Eine auf Grund des Schwerbehindertengesetzes getroffene bindende Feststellung über
das Vorliegen einer Behinderung, eines Grades der Behinderung und das Vorliegen weiterer
gesundheitlicher Merkmale gelten als Feststellungen nach diesem Buch.

(4) Die nach § 56 Abs. 2 des Schwerbehindertengesetzes erlassenen allgemeinen
Richtlinien sind bis zum Erlass von allgemeinen Verwaltungsvorschriften nach § 141 weiter
anzuwenden.

(5) § 17 Abs. 2 Satz 1 ist vom 1. Januar 2008 an mit der Maßgabe anzuwenden, dass auf
Antrag Leistungen durch ein Persönliches Budget ausgeführt werden.

(6) Auf Erstattungen nach Teil 2 Kapitel 13 ist § 148 für bis zum 31. Dezember 2004
entstandene Fahrgeldausfälle in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung
anzuwenden.

(7) Soweit noch keine Verordnung nach § 70 Absatz 2 erlassen ist, gelten die Maßstäbe des
§ 30 Absatz 1 des Bundesversorgungsgesetzes und der auf Grund des § 30 Absatz 16 des 
Bundesversorgungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend.

(8) Bestehende Integrationsvereinbarungen im Sinne des § 83 in der bis zum 30. Dezember 
2016 geltenden Fassung gelten als Inklusionsvereinbarungen fort.




